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der Abgeordneten 

und Genossen 

• 

An fra g e 

an den Bundesminister für soziale Verwaltung 

betreffend unrichtige und einseitige Beantwortung einer mündli­

chen Anfrage. 

In der Fragestunde vom 29.Mai 1973 hat der Herr Bundesminister 

für soziale Verwaltung auf die offensichtlich bestellte münd­

liche Anfrage 1056/M samt Zusatzfragen des Abgeordneten Dr.Rein­

hart einseitige und unrichtige Antworten gegeben. Minister Häuser 

berücl\sichtigte bei dieser parlamentarischen Aktion ausschließ­

lich den Standpunkt und die Unterlagen des Hauptverbandes und 

ließ die Berechnungen der Zahnärzte und das Gutachten des pro­

minenten ständigbeeideten gerichtlichen Sachverständigen für 

das Fach Zahnheilkunde und Kieferchirurgie Obermedizinalrat 

Univ.Prof.Dr.Zinner,über die "Mindeßtbewertung der kassenzahn~ 

ärztlichen Leistungspositionen der bundeseinheitlichen Honorar­

drdnung für die Vertragsfachärzte für Zahnheilkunde" vom 15.Aug. 

1972 völlig außer acht. 

Im Zuge dieser Anfrage wurde sogar der vom Hauptverband gemachte 

Vorwurf, der Vorsitzende der Bundßsfachgruppe für Zahnheilkunde, 

Dr.Brenner, hätte l'lissentlich die Ummhrheit gesagt, wiederholt. 

Die Zahnärzte und Dentisten als Ganzes wurden unwidersprochen 

der Preistreiberei und des Tarifwuchers beschuldigt, vor denen 

die Versicherten geschützt werden müßten. 

Die Diskriminierung eines ganzen Berufsstandes rind die einseitige 

und parteiische Stellungnah~e des Sozialministers im Konflikt 
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um die Neuregelung der Zahnörztellonocare stellt eine unverant­

wortliche vorgangsw~ise dar. 

Die unterfertigten Abgeordneten richten daher an den Bundes~ 

minister für soziale Verwaltung folgende 

A n fra g e 

1.) Warum haben Sie falsche Auskünfte über angebliche "Erhbhungs­

werte" von 12,2 % bzw. 6,536.000,-- S auf Grund der einseiti­

gen Mitteilungen des llauptverbandes gegeben? 

2.) Warum haben Sie verschwiegen, daß der einzelne Zahnarzt, der 

für die 

Zahnextraktion bisher •••••••.••••• 

Leitungsanästhesie bisher •••••.•.• 

Nachbehandlung bisher •• 0 •••••••••• 

Blutstillung durch Tamponade bisher 

Bestrahlung bisher ••••.•••••••••.• 

insgesamt somit ••• \t • , • 

21,- S 

18,- S 

16,- S 

22,- S 

12,- S 

~~:?:;:;;=g 

erhalten hat, jetzt für alle diese Leistungen "pauschal" nur 

mehr S 42,- bekommen soll? 

3.) Wieso ist ~s möglich, zu behaupten, daß der Vorsitzende der 

Bundesfachgruppe für Zahnheilkunde der Osterreichischen Ärzte­

kammer, HedoRat Dr,W.Brenner, "wissentlich die Unwahrheit" 

sage, wenn er dies als "Senkung durch Pauschalierung" bezeich­

net? 

4.) Warum wird die Anwendung eines Gutachtertarifes eines ständig 

beeideten gerichtlichen Sachverständigen fälschlich als "Preis-' 

treiberei" und "Tarifwucher" bezeichnet, obwohl es ein "Hin­

desttarif ll ist, den auch die Gerichte als solchen anerkennen? 

~.) Wie ist es möglich, daß Tarife, die zum Teil bereits in dem 

Vertrag mi t der KFA der Stadt '''ien enthal ten sind undvon die­

ser Versicherungsanstalt auch bezahlt werden. als "Preistrei­

berei" hingestellt werden und der Sozialminister in seiner 
.Antwort diese Umstünde verschweigt und so dio Uffentlichkeit 

über den lIonorarkonflikt in der Krankenversicherung irr.oführt? 
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